An die Brandenburger Mitglieder des Bundesrates
https://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/laender/bb/bb-node.html
Überweisung des Zweiten Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht an den Vermittlungsausschuss zur Feststellung der Zustimmungspflicht des Bundesrates









Potsdam, 20.06.2019
Sehr geehrte/r Frau/Herr,
am 7. Juni 2019 wurde ein migrationspolitisches Gesetzespaket vom Deutschen Bundestag beschlossen, darunter das sogenannte „Geordnete-Rückkehr-Gesetz“. Dem „Geordnete-Rückkehr-Gesetz“ stehen verfassungs-, europa und völkerrechtliche Bedenken entgegen. Nun haben sich der Rechtsausschuss und der Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik des Bundesrates für eine Überweisung des Gesetzes an den Vermittlungsausschuss und in weiterer Folge für eine Feststellung einer Zustimmungspflicht des Bundesrates zu dem Gesetz ausgesprochen. Wir möchten Sie bitten, sich im Bundesrat am 28. Juni 2019 dieser Auffassung anzuschließen und für eine Anrufung des Vermittlungsausschusses einzusetzen. Eine Überweisung des Gesetzes an den Vermittlungsausschuss und die Feststellung einer Zustimmungspflicht durch den Bundesrat ist die letzte Möglichkeit, das Gesetzespaket noch einmal zu öffnen und an menschenrechtliche Vorgaben anzupassen. 
Viel spricht dafür, dass das Gesetz im Bundesrat zustimmungspflichtig ist. So sind einige der gesetzlich getroffenen Regelungen mit Mehrausgaben für die Bundesländer verbunden, was eine Zustimmungspflicht begründen würde. Laut Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutsche Bundestages könnte dies zumindest bei der Verlängerung des Aufenthalts in Erstaufnahmeeinrichtungen um weitere zwölf Monate der Fall sein. 
Nachfolgend möchten wir Sie auf die Punkte hinweisen, die aus unserer Sicht besonders bedenklich sind und dringend einer Änderung bedürfen:
· Verfassungswidriger Ausschluss von Sozialleistungen: Wer sich in Deutschland aufhält, hat nach unserer Verfassung einen Anspruch auf ein Dach über dem Kopf und die Gewährleistung des Existenzminimums. Obwohl das Bundesverfassungsgericht bereits 2012 in einem Grundsatzurteil festgestellt hat, dass das Recht auf ein menschenwürdiges Existenzminimum migrationspolitisch nicht zu relativieren ist, sollen Personen, die in einem anderen EU-Staat einen Schutzstatus erhalten und in Deutschland einen zweiten Asylantrag gestellt haben, nach dem neuen Gesetz maximal für zwei Wochen sogenannte „Überbrückungsleistungen“ in Form von Sachleistungen erhalten. An dieser Maßgabe der Verdrängung in andere EU-Staaten wird bedingungslos festgehalten, obwohl Gerichte bis hin zum Bundesverfassungsgericht Abschiebungen von Schutzberechtigten in Länder wie Griechenland, Italien und Bulgarien gestoppt haben, weil dort menschenrechtswidrige Zustände herrschen. 
· Ausweitung des Ausreisegewahrsams sowie Betretensregelungen für Wohnungen: Nach der neuen rechtlichen Regelung soll es möglich sein, ausreisepflichtige Personen schon 30 Tage nach Ablauf ihrer Ausreisefrist ins Ausreisegewahrsam zu nehmen – unabhängig davon, ob sie Anzeichen dafür zeigen, untertauchen zu wollen. Gleichzeitig soll den Behörden im Rahmen von Abschiebungen ermöglicht werden, ohne richterlichen Beschluss die Wohnung von Betroffenen zu betreten, was verfassungsrechtlich höchst bedenklich ist. 
· Massive Ausweitung der Abschiebungshaft: Abschiebungshaft ist keine Strafhaft. Sie darf nicht als Bestrafung, sondern allein zur Durchführung der Abschiebung unter bestimmten Voraussetzungen angewandt werden. Deswegen ist in der EU den Mitgliedstaaten vorgeschrieben, dass die Abschiebungshaft in anderen Einrichtungen als Gefängnissen durchgeführt werden muss, um abgelehnte Asylbewerber_innen von Straftäter_innen zu trennen (Art. 16 Abs. 1 der Rückführungsrichtlinie 2008/115/EG). Dieser wichtige Grundsatz, der die Menschenwürde der betroffenen Personen schützt, soll mit dem „Geordnete-Rückkehr-Gesetz“ bis 2022 außer Kraft gesetzt werden. Mit der Neudefinition von „Fluchtgefahr“, wie sie im Gesetz vorgenommen wird, ist außerdem zu befürchten, dass so Abschiebungshaft zum Normalfall wird und damit dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit widerspricht.
Auch asyl- und integrationspolitische Aspekte sprechen deutlich gegen die Verabschiedung des Gesetzes:
· Längere Aufenthaltsdauer in AnkER-Zentren und Erstaufnahmeeinrichtungen: Die Isolierung von Geflüchteten in sogenannten AnkER-Zentren und anderen Aufnahmeeinrichtungen soll bundesweit von sechs auf 18 Monate erhöht werden. Damit wird einer zunehmenden Desintegration Vorschub geleistet, die integrationspolitisch nicht gewollt sein kann. Dass in AnkER-Zentren untergebrachte Personen kaum Unterstützung bekommen können, insbesondere der Zugang zu rechtlichem Beistand stark erschwert ist, zeigen unter anderem die Erfahrungen in Bayern (sh. Reader zum Runden Tisch des Vorsitzenden der Innenministerkonferenz mit flüchtlingspolitischen Fachorganisationen der Zivielgesellschaft, 11. Juni 2019, S. 26 f.) 
· Asylverfahrensberatung durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF): Mit dem Gesetz wird festgeschrieben, dass die im Koalitionsvertrag der Großen Koalition beschlossene unabhängige Asylverfahrensberatung nicht wirklich unabhängig umgesetzt werden muss. So soll das BAMF – die staatliche Behörde also, die selbst an dem Verfahren beteiligt ist – „unabhängig“ beraten, wie es bereits in den bisherigen AnkER-Zentren einiger Bundesländer Praxis ist. Tatsächlich unabhängige Akteure wie die Wohlfahrtsverbände sollen nur in einem zweiten Schritt eine individuelle Beratung anbieten dürfen. Außerdem soll noch vor Beginn des Asylverfahrens eine Rückkehrberatung angeboten werden, was von Menschen, die noch nicht einmal die Gelegenheit hatten, ihre Fluchtgründe vorzutragen, nur als Affront verstanden werden kann. 
Wir hoffen, dass Sie unsere Hinweise berücksichtigen und sich dafür stark machen, dass dieses Vorhaben mit seinen zahlreichen Eingriffen in Grundrechte dem Vermittlungsausschuss zur Befassung übermittelt wird.
Mit freundlichen Grüßen
